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"Kalter Frieden" zwischen 

den beiden Seiten

der Taiwan-Straße

1 Doppelerscheinung von Krieg und

Frieden in den "chinesisch-chinesi­

schen" Beziehungen

Durch den kalten Krieg zwischen Ost 

und West wurden Ende der 40er und 

Anfang der 50er Jahre vier Länder der 

Welt geteilt: Deutschland in Europa, 

Korea, China und Vietnam in Asien. 

Inzwischen ist Vietnam nach Hanois 

militärischem Sieg 1975 und Deutsch­

land nach der friedlichen Revolution 

1989 in der ehemaligen DDR wieder­

vereinigt. Auch in Korea fanden vor 

kurzem Regierungsverhandlungen zwi­

schen Seoul und Pjöngjang über die 

Wiedervereinigung statt. Nur am chi­

nesischen Horizont läßt sich immer 

noch kein Silberstreifen erkennen.

Bislang haben beide Regierungen in 

Beijing und Taipei keine offiziellen di­

rekten Kontakte. Zwar gibt es seit drei 

Jahren zunehmenden Handel, Post- 

und Reiseverkehr zwischen beiden Sei­

ten über Hongkong oder andere Dritt­

länder, allerdings sind es nach der offi­

ziellen Version Taiwans nur "indirekte" 

und "inoffizielle" Beziehungen (s.u.). 

Sowohl die Führungen in Beijing als 

auch in Tapei haben nachdrücklich von 

einer friedlichen Vereinigung Chinas 

gesprochen, jedoch ist keine Seite be­

reit, auf Waffenanwendung zu verzich­

ten oder ihren Anspruch auf die legi­

time Zentralregierung für Gesamtchi­

na aufzugeben.

zwischen beiden Seiten (s.u.). Im Hin­

blick auf die weltpolitische Lage und 

auf das Tauwetter auf Nicht-Regie­

rungsebene zwischen beiden chinesi­

schen Seiten ist zur Zeit ein "heißer 

Krieg" in der Taiwan-Straße kaum zu 

erwarten. Aber andererseits bleibt der 

Frieden weiter "kalt".

2 Beijings Friedensoffensive gegen­

über Taiwan seit Ende der 70er 

Jahre

Beijings Taiwanpolitik, in deren Arti­

kulation bis in die 70er Jahre hinein 

noch "Befreiung" oder, mit anderen 

Worten, militärische Eroberung der 

Insel vorkam, erfuhr beim Jahrzehnt­

wechsel eine Kehrtwendung. Deng 

Xiaoping, der nach seiner zweiten poli­

tischen Verbannung 1977-1978 wieder 

die Regierungszügel in der Hand hatte, 

leitete den Reformkurs mit einer Wirt­

schaftsreform und -Öffnung ein. Nicht 

nur um die militärische Belastung in 

der Taiwan-Straße zu erleichtern, son­

dern auch, um die Aufnahme diploma­

tischer Beziehungen zu den USA zu 

ermöglichen, war eine Neuorientierung 

in Beijings Taiwan-Politik erforderlich. 

Denn infolge des Anspruchs auf die 

Alleinvertretung für Gesamtchina so­

wohl von Beijing als auch von Taipei 

mußte Washington Ende 1978 und An­

lehnte Beijing hartnäckig ab; statt des­

sen machte es seinerzeit eine Reihe 

von Friedensangeboten an Taiwan.1

Am 1.Januar 1979 veröffentlichte das 

Ständige Komitee des Nationalen 

Volkskongresses eine Botschaft an die 

taiwanesischen "Tongpao" (Landsleu­

te), in der eine friedliche Wiederver­

einigung Taiwans mit China vorge­

schlagen wurde. Bei einer solchen 

Wiedervereinigung werde Beijing, so 

hieß es, den Status quo von Taiwan be­

rücksichtigen, die Meinungen aller Ge­

sellschaftskreise Taiwans respektieren, 

eine gerechte Politik betreiben und 

Maßnahmen treffen, damit die Bevöl­

kerung von Taiwan nicht benachteiligt 

werde. Zugleich ordnete der damalige 

Verteidigungsminister Xu Xiangqian 

die Einstellung der Schießbefehls von 

Jinmen (Kinmen, Quemoy) an.2 Die 

Truppen im Küstengebiet Taiwans 

wurden reduziert.3 Die Behörde für 

Zivile Luftfahrt und das Postministeri­

um in Beijing forderten Taiwan auf, 

Verkehrs- und Postverbindungen zwi­

schen beiden Seiten einzurichten. Das 

chinesische Außenhandelsministerium 

bot Taiwan die Aufnahme direkter 

Handelsbeziehungen an. Von den für 

Wissenschaft und Kultur zuständigen 

Stellen wurde noch eine Reihe von 

Vorschlägen über den Austausch und 

die Zusammenarbeit von Wissen­

schaftlern, Sportlern und Künstlern 

beider Seiten gemacht.4 Gegenüber 

amerikanischen bzw. japanischen Ab­

geordneten äußerte Chinas starker 

Mann Deng Xiaoping, Taiwan dürfe 

nach einer Vereinigung mit China so 

lange seine Autonomie mit einem ei­

genen politischen und wirtschaftlichen 

System beibehalten, wie die Inselbe­

völkerung dies wünsche. Außerdem 

könne Taiwan auch eine eigene Armee 

unterhalten. Die einzige Bedingung 

Beijings für die Vereinigung sei, daß 

Taiwan die Bezeichnung "Republik 

China" aufgeben und Beijing als 

Hauptstadt des Staates anerkennen 

müsse.5

Seitdem wirbt Beijing auf allen Kanä­

len unermüdlich um Taiwan. Nicht 

nur, daß das Taiwanbild in den Mas­

senmedien und Büchern plötzlich posi­

tiv dargestellt wurde, sondern es wur­

den auch viele auf dem chinesischen 

Festland lebende Verwandte von Pro­

minenten in der taiwanesischen Regie­

rung und Armee, die früher unter den 

von der KPCh gesteuerten politischen

Neuerdings ist der "chinesisch-chinesi­

sche" Diplomatiekrieg wieder aufge­

flammt. Beijing und Taipei kämpfen 

unbarmherzig gegeneinander um di­

plomatische Beziehungen zu anderen 

Ländern. Es gibt auch Spekulationen 

über neue militärische Spannungen 

fang 1979 beim Vollzug der diplomati­

schen Beziehungen zur VR China die 

diplomatischen Beziehungen zur Re­

publik China (Taiwan) abbrechen und 

den Bündnisvertrag kündigen. Als Ge­

genleistung hatte die US-Regierung 

ursprünglich von Beijing einen Ver­

zicht auf Waffenanwendung zur Lö­

sung der Taiwanfrage verlangt. Dies 
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Bewegungen, zumal der großen prole­

tarischen Kulturrevolution, schwer ge­

litten hatten, von der Regierung zu 

Abgeordneten verschiedener Volksver­

tretungsorgane bestimmt. Ein Höhe­

punkt der Friedensoffensive Beijings 

war, daß am 9,Oktober 1981, also dem 

Vorabend des Nationalfeiertags in 

Taiwan, in ganz China der 70 Jahrestag 

der Revolution von 1911 (der Grün­

dung der Republik China) gefeiert 

wurde. In Beijing nahmen zehntausend 

Menschen an einer Gedenkfeier in der 

Großen Volkskongreßhalle teil, darun­

ter die führenden Partei- und Regie­

rungspolitiker wie Hu Yaobang, Ye 

Jianying, Deng Xiaoping, Zhao Ziyang 

und Hua Guofeng. Hu Yaobang, der 

damalige Parteivorsitzende der KPCh, 

bekräftigte in seiner Festrede auf der 

Veranstaltung die historischen Ver­

dienste der Revolution von 1911 und 

rühmte Sun Zhonyshan (Sun Yat-sen), 

Führer der Revolution und Vater der 

Republik China, als großen National­

helden. Ferner erinnerte er an die 

zweimalige Zusammenarbeit zwischen 

der KPCh und der GMD (Guomin- 

dang, Kuomintang) während des Nord­

feldzugs gegen die Warlords in den 

20er und des Widerstandskrieges ge­

gen Japan in den 30er Jahren und frag­

te: "Warum sollte man nicht eine dritte 

Zusammenarbeit zwischen der Guo- 

mindang und der KPCh zustande brin­

gen können?" Darauf lud er Jiang 

Jingguo (Chiang Ching-kuo), den da­

maligen Parteivorsitzenden der GMD 

und Staatspräsidenten der Republik 

China, sowie zahlreiche andere füh­

rende Persönlichkeiten Taiwans ein, 

das chinesische Festland zu besuchen.6

Die Richtlinien der Beijinger Taiwan- 

Politik wurden noch am Vorabend des 

Nationalfeiertags der VR China, am 

9.Oktober 1981, vom Marschall Ye 

Jianying, dem damaligen Vorsitzenden 

des Ständigen Ausschusses des Natio­

nalen Volkskongresses der VR China, 

in einem Interview für die chinesische 

amtliche Presseagentur Xinhua (Neues 

China) zusammenfassend dargestellt. 

Dabei machte er erneut die Vorschlä­

ge zur Aufnahme der Handels-, Post- 

und Verkehrsverbindungen, zur Öff­

nung für gegenseitige Besuche von 

Verwandten und Touristen sowie zum 

Austausch beider Seiten in wissen­

schaftlichen, kulturellen und sportli­

chen Bereichen, die später auch in der 

stichwortartigen Abkürzungsform "san- 

tong siliu" (drei Arten von Verbindun­

gen und vier Arten des Austausches) 

bekanntgeworden sind. Er wiederholte 

das oben bereits genannte Verspre­

chen Deng Xiaopings, Taiwan nach ei­

nem Wiederanschluß an China inso­

weit Autonomie zu gewähren, als es 

eigene Streitkräfte, sein gegenwärtiges 

Gesellschaft^- und Wirtschaftssystem 

sowie seine Lebensform beibehalten 

dürfe. Ergänzend fügte er hinzu, daß 

auch nach dem Zusammenschluß bei­

der Seiten die wirtschaftlichen und kul­

turellen Beziehungen Taiwans mit dem 

Ausland unverändert und die Eigen­

tumsrechte sowie das rechtmäßige 

Erbrecht auf Privateigentum, Häuser, 

Grund und Boden, Betriebe und die 

ausländischen Kapitalanlagen unange­

tastet bleiben sollen.

Darüber hinaus hat Ye in dem Inter­

view auch einige neue Vorschläge ge­

macht, so die Beteiligung der Vertreter 

Taiwans an der Staatsführung, das 

Niederlassungsrecht und Freizügigkeit 

für alle Bürger Taiwans auf dem chine­

sischen Festland und die Investitions­

möglichkeit für taiwanesische Unter­

nehmer auf dem chinesischen Festland 

mit Garantie ihrer legitimen Rechte, 

Interessen und Profite. Er sprach sogar 

von Finanzhilfe für Taiwan im Notfall 

und forderte die KPCh und die GMD 

dazu auf, auf der Grundlage der 

Gleichberechtigung Gespräche mitein­

ander zu führen, um eine dritte Zu­

sammenarbeit beider Parteien in die 

Wege zu leiten und "so gemeinsam zur 

großen Sache der Wiedervereinigung 

des Vaterlandes beizutragen". "Beide 

Seiten können einen Meinungsaus­

tausch zuerst über Kontaktpersonen 

aufnehmen", meinte er.1

Seit 1981 haben sich Beijings führende 

Politiker zwar bei verschiedenen Gele­

genheiten weiter über ihre Taiwan-Po­

litik geäußert, aber alle sind im Grun­

de nicht über Yes Neun-Punkse-Vor­

schläge hinausgegangen. Mit ähnlichen 

Richtlinien hatte Beijing 1982-1984 mit 

London über die Lösung der Hong­

kong-Frage verhandelt. Nach Abschluß 

der sino-britischen "Gemeinsamen Er­

klärung" von 1984, die eine Umwand­

lung der britischen Kolonie in eine 

Sonderverwaltungsregion der VR Chi­

na 1997 vorsieht, machte die chinesi­

sche Führung Taiwan Vorschläge ge­

mäß dem Hongkong-Modell, die sich 

auch in dem von Deng Xiaoping for­

mulierten Motto "ein Staat, zwei Sy­

steme" (yiguo lianzhi) verkörperten.8

Bei den sino-britischen Verhandlungen 

über Hongkong lehnte Beijing eine Be­

teiligung der Hongkonger Regierung 

oder Vertreter der Hongkonger Be­

völkerung kategorisch ab. Im Falle 

Taiwan hat Beijing nur Interesse an 

Verhandlungen zwischen zwei Regie­

rungsparteien, KPCh und GMD, weil 

es die Regierung in Taipel selbst ledig­

lich als eine lokale Behörde betrachten 

will. Ferner sprach man zwar von 

"gleichberechtigten Verhandlungen", 

doch wurde zugleich die Vorbedingung 

gestellt, daß Taiwan den Namen und 

Staats-Status der Republik China auf­

geben und Beijing als die Zentralregie­

rung für Gesamtchina akzeptieren 

müsse. Dies bedeutet also in Wirklich­

keit nur eine "würdige Kapitulation" 

Taiwans. Im Unterschied zu Hongkong 

will Beijing nach einer Wiedervereini­

gung keine Truppen der VBA in Tai­

wan stationieren, andererseits ist man 

jedoch nicht bereit, auf Waffenanwen­

dung gegen Taiwan zu verzichten. Bei­

jing will damit nicht nur die taiwanesi­

sche Unabhängigkeitsbewegung ein­

schüchtern, sondern auch die GMD zu 

Verhandlungen zwingen.

3 Die Friedensgegenoffensive Tai­

wans seit Mai 1990

Noch bis vor kurzem war Taiwans Po­

litik gegenüber Beijing bei dem harten 

Kurs mit Tönen des kalten Krieges 

Als Antwort auf das obengenannte 

Friedensangebot des Ständigen Komi­

tees des Nationalen Volkskongresses 

in Beijing erklärte der damalige 

Staatspräsident der Republik China in 

Taiwan und Vorsitzende der GMD 

Jiang Jingguo in seiner Botschaft zu 

Neujahr 1979, daß seine Regierung 

den Kampf gegen den Kommunismus 

nicht aufgeben werde, bis das kommu­

nistische Regime in China zugrunde 

gegangen sei.9 Ministerpräsident Sun 

Yunxuan (Sun Yun-suan) hat in seiner 

Erklärung vom 11 Januar desselben 

Jahres Beijing aufgefordert, den Mar­

xismus-Leninismus und die Weltrevo 

lution aufizugeben, die kommunistische 

Diktatur und die Volkskommunen auf­

zuheben, dem Volk Demokratie und 

Freiheit zu gewähren und das Privatei­

gentum zurückzugeben.;0 Die von 

Marschall Ye Jianying offerierte Fi­

nanzhilfe für den Notfall an Taiwan 

wurde von Song Chuyu (James Soong). 

dem damaligen Regierungssprecher 
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von Taipei, als "Witz des Jahres" ver­

spottet. Er sagte, die chinesischen 

Kommunisten mit ihrer eigenen Fi­

nanznot seien wie "ein Buddha aus 

Lehm beim Überqueren eines Flusses" 

(nipusa guojiang) nicht einmal in der 

Lage, sich selbst zu retten.11

Auf einer Sitzung des Ständigen Komi­

tees des ZK der GMD in Taipei beton­

te Jiang Jingguo am 7.Oktober 1981, 

also eine Woche nach der Veröffentli­

chung des Interviews von Ye für die 

Presseagentur Xinhua, daß seine Par­

tei niemals mit den chinesischen 

Kommunisten verhandle. "Mit den 

kommunistischen Banditen zu verhan­

deln", so Jiang, "ist nichts anderes als 

Selbstmord zu begehen."12 Einen Tag 

nach der obengenannten öffentlichen 

Einladung des Vorsitzenden der KPCh 

Hu Yaobang an Jiang, rief dieser in 

seiner Rede bei der Militärparade am 

lO.Oktober 1981 zum Jubiläum des 70. 

Gründungstages der Republik China in 

Taipei nochmals dazu auf, binnen zehn 

Jahren das chinesische Festland von 

den Kommunisten zurückzuerobern.13 

Später hat Taiwan seine ablehnende 

Haltung gegenüber Beijing auf die ein­

fache Formel der "Drei-Nein" (san bu) 

gebracht: Nein zum Kontakt, Nein zur 

Verhandlung, Nein zum Kompromiß 

(bu jiechu, bu tanpan, bu tuoxie).

Die GMD-Regierung, die im bewaff­

neten Kampf gegen die Kommunisten 

Ende der 40er Jahre auf dem chinesi­

schen Festland ein Debakel erlitten 

hatte, befand sich in dem neuen Pro­

paganda-Krieg um Frieden und natio­

nale Vereinigung infolge ihrer unbe­

weglichen Strategie wieder in einer de­

fensiven Position und mußte eine Nie­

derlage nach Punkten hinnehmen. 

Denn auch in der eigenen Bevölkerung 

stieß immer mehr auf Unverständnis, 

daß man einerseits von Demokratie, 

Freiheit und Wirtschaftserfolgen in 

Taiwan sprach, andererseits aber jegli­

che Berührung mit "drüben" scheute. 

So reisten viele Bürger Anfang der 

80er Jahre trotz des strengen Regie­

rungsverbots über Hongkong oder an­

derswo heimlich nach dem chinesi­

schen Festland, um dort die Verwand­

ten nach über 30jähriger Trennung zu 

besuchen. Darüber hinaus trieben 

zahlreiche Geschäftsleute im Hinblick 

auf Beijings Sonderpräferenz für Tai­

wan ebenfalls über Hongkong bzw. an­

dere Drittländer insgeheim Handel mit 

dem chinesischen Festland bzw. inve­

stierten dort. Nachdem diese "illega­

len" Reisen und Geschäfte aufgrund 

der ständigen Zunahme für die Regie­

rung nicht mehr zu kontrollieren wa­

ren, ging sie zunächst dazu über, ein 

Auge zuzudrücken; dann erlaubte sie, 

mit einigen Ausnahmen 1985-1986 erst 

den indirekten Handel mit dem chine­

sischen Festland und 1987 auch Reisen 

nach drüben über einen dritten Ort.14 

Die Einschränkungen bei "indirekten" 

und "inoffiziellen" Kontakten auf die­

sen und auch anderen Gebieten, wie 

Postverbindung und Kulturaustausch, 

sind inzwischen ständig weiter redu­

ziert worden, so daß die Drei-Nein-Po- 

litik heute praktisch nur noch formelle 

Bedeutung hat.

Eine echte Offensive Taiwans in dem 

Propaganda-Krieg begann aber erst 

nach der Präsidentschaftswahl vom 

März 1990 in Taipei, als Li Denghui 

(Lee Teng-hui) am 20.Mai 1990 in der 

Rede anläßlich seines zweiten Amtsan­

tritts als Präsident der Republik China 

den chinesischen Kommunisten gleich­

berechtigte Verhandlungen zuerst über 

kulturellen Austausch und Handel und 

dann auch über die Vereinigung Chi­

nas anbot. Allerdings verknüpfte er 

sein Angebot zugleich mit Bedingun­

gen, nämlich daß auf dem chinesischen 

Festland Demokratie und freie 

Marktwirtschaft eingeführt wird, dem 

Verzicht auf Waffenanwendung gegen 

Taiwan und störungsfreie Beziehungen 

Taiwans zum Ausland.15 Schon vor 

seinem neuen Amtsantritt hatte er die 

Ideen von "duideng tanpan" (gleichbe­

rechtigte Verhandlungen) und "yiguo 

liangfu" (ein Staat, zwei Regierungen) 

in Gesprächen mit zahlreichen Abge­

ordneten sowie durch die Medien ver­

breitet.

Eine weitere Vorwärtsstrategie Li 

Denghuis zeigte sich in der Gründung 

des Komitees für die Nationale Verei­

nigung (Guojia-tongyi Weiyuanhui) als 

ein Beratungsorgan für den Präsiden­

ten am 7.Oktober 1990.16 Außerdem 

wurde im November 1990 im Exeku­

tivyuan (Kabinett) auch das Komitee 

für das (chinesische) Festland (Dalu 

Weiyuanhui) als ein neues Organ für 

die Forschung, Planung und Ausfüh­

rung der Chinapolitik gegründet. Da 

man aber vor einer Realisierung der 

von Li Denghui vorgeschlagenen 

gleichberechtigten Verhandlungen zwi­

schen beiden chinesischen Seiten auf 

Regierungsebene offiziell die "Drei- 

Nein-Politik" nicht aufgeben will, wur­

de am 21.Oktober ein Nicht-Regie­

rungsorgan mit dem Namen "Haixia 

Jiaoliu Jijinhui" (Stiftung für Austausch 

beider Seiten der Taiwan-Straße) ein­

gerichtet, das im Auftrag des "Dalu 

Weiyuanhui" vom Gesetzgebungsyuan 

die praktischen Arbeiten im Kontakt 

mit dem chinesischen Festland erledigt 

bzw. vermittelt. Ministerpräsident Hao 

Bocun (Hau Pei-tsun) äußerte die 

Hoffnung, daß die Stiftung Zweigstel­

len auf dem chinesischen Festland er­

öffnen dürfe. In diesem Fall würde 

Taiwan auch die Niederlassung einer 

ähnlichen Organisation aus dem chine­

sischen Festland erlauben.17

In der Außenpolitik hatte Taiwan noch 

früher mit einer flexibleren Haltung 

begonnen. Zunächst hatte es 1981 die 

Änderung des Namens Republik China 

in "Chinese Taipei" im IOK (IOC) hin­

genommen,18 als dieses die VR China 

als Mitglied aufnahm. Nachdem auch 

die Asiatische Entwicklungsbank 

(Asian Development Bank, ADB) im 

März 1986, um die Aufnahme der VR 

China als neues Mitglied zu ermögli­

chen, den Namen der Republik China 

in "Taipei, China" umgeändert hatte, 

blieb Taipei aus Protest zwei Jahre 

lang den Sitzungen der Bank fern.19 

Ende April 1988 nahm es dann aber 

wieder an der 21 Jahrestagung der 

Bank in Manila teil20 und sandte An­

fang Mai 1989 sogar eine Delegation 

unter Leitung der damaligen Finanz­

ministerin Guo Wanrong (Shirley 

W.Y. Kuo) nach Beijing zur Teilnahme 

an der 22 Jahrestagung der Bank.21

Die Asiatische Entwicklungsbank ist 

die einzige internationale Organisation 

auf Regierungsebene, in der Taipei 

aufgrund seiner flexiblen Politik seinen 

Sitz beibehalten kann. Im letzten Jahr 

geriet Beijing infolge der blutigen Nie­

derschlagung der chinesischen Demo­

kratiebewegung vom 4Juni weltweit in 

eine tiefe politische Isolation. Hier sah 

Taiwan die Chance, auch in der Au­

ßenpolitik aus der Defensive zur Of­

fensive überzugehen. Ab Juli 1989 hat 

die Regierung in Taipei unter ihrem 

neuen Kurs der "tanxing" (flexiblen) 

und "wushi" (pragmatischen) Diploma­

tie - aber auch mit der Unterstützung 

der Gelddiplomatie - zu zahlreichen 

Staaten in Lateinamerika und Afrika 
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diplomatische Beziehungen aufge­

nommen. Beijing, das im Gegensatz zu 

Taipei nach wie vor am Alleinvertre­

tungsanspruch für ganz China festhält, 

sieht sich gezwungen, seine diplomati­

schen Beziehungen zu diesen Staaten 

abzubrechen.

4 Wechselhafter Politik-Luftdruck in 

der Taiwan-Straße

Da die meisten Staaten ein Jahr nach 

den blutigen Ereignissen vom 4.Juni 

auf dem Tiananmen-Platz ihre Sank- 

tionen gegen die VR China teilweise 

aufgehoben haben, ist Beijing in der 

letzten Zeit langsam aus der Isolation 

herausgekommen und konnte auch in 

dem neuen außenpolitischen Streit mit 

Taipei einige wichtige Siege erzielen. 

Am 21.Juli hat Saudi-Arabien diploma­

tische Beziehungen zu Beijing aufge­

nommen und gleichzeitig diese als "die 

einzige legitime Regierung für die Ver­

tretung des gesamtchinesischen Vol­

kes" anerkannt. Taipei wurde gezwun­

gen, seine diplomatischen Beziehungen 

zu dem Königreich am 22.Juli zu "un­

terbrechen" (zhongzhi), weil es nicht 

gelungen ist, zwei chinesische Reprä­

sentationen in Riad durchzusetzen.22

Der Abbruch der diplomatischen Be­

ziehungen zu Saudi-Arabien ist die 

größte außenpolitische Niederlage 

Taipeis seit dem Abbruch der diploma­

tischen Beziehungen zu Washington 

1979. Ferner hat Beijing am 16.No- 

vember 1990 diplomatische Beziehun­

gen zu den Marshall-Inseln im Pazifik 

aufgenommen, obwohl sich diese be­

reits in einem Memorandum von 1979 

verpflichtet hatten, nach ihrer Unab­

hängigkeit diplomatische Beziehungen 

zu Taipei aufzunehmen und ihr Au­

ßenminister noch im Mai 1989 zu ei­

nem zweiten Besuch in Taiwan gewe­

sen ist.23 Taiwan ist auch darüber sehr 

enttäuscht, daß Indonesien und Singa­

pur trotz ihrer guten Wirtschaftsbezie­

hungen mit Taiwan am 3Juli bzw. 3. 

Oktober 1990 diplomatische Beziehun­

gen zu Beijing aufgenommen haben.

Taiwan hat seit dem Einsatz der "flexi­

blen" Diplomatie bereits zu sechs Staa­

ten diplomatische Beziehungen aufge­

nommen, zuletzt am ö.November 1990 

zu Nicaragua. Einen Tag danach brach 

Beijing seine diplomatischen Bezie­

hungen zu dem mittelamerikanischen

Staat ab.24 Bemerkenswert ist der Fall 

Boliviens: Bolivien hat trotz seiner vol­

len diplomatischen Beziehungen mit 

Beijing am 30.0ktober 1990 Taiwan 

gestattet, eine Vertretung mit der Be­

zeichnung "Büro für Handel und kon­

sularische Angelegenheiten der Repu­

blik China", die den gleichen diploma­

tischen Status wie Vertretungen inter­

nationaler Organisationen hat, in La 

Paz zu gründen. Beijing hat zwar gegen 

den Vorgang Protest erhoben, aber die 

diplomatischen Beziehungen mit Boli­

vien nicht abgebrochen. Falls die dop­

pelchinesische Vertretung auf diese 

Art und Weise in La Paz nicht von 

kurzer Dauer ist, dann könnte diese 

Regelung, so hofft man in Taiwan, als 

ein neues Modell der "flexiblen" Di­

plomatie der Regierung Taipei gelten. 

In letzter Zeit hat Taiwan wiederholt 

mit einer Reduzierung der bereits be­

stehenden Beziehungen mit dem chi­

nesischen Festland gedroht, falls Bei­

jing Taipei außenpolitisch weiter iso­

liert.

Neben Taiwans außenpolitischen Of­

fensiven bereitet Beijing neuerdings 

auch die innenpolitische Entwicklung 

Taiwans große Sorgen, Die starke tai- 

wanesische Opposition Minjindang 

(MJD, Demokratisch-Fortschrittliche 

Partei) hat am 7.Oktober 1990 einen 

Beschluß mit folgendem Wortlaut ge­

faßt: "Die de-facto-Souveränität unse­

res Staates erstreckt sich nicht auf das 

chinesische Festland und die Äußere 

Mongolei."25 Dies bedeutet praktisch 

eine Befürwortung des Verzichts auf 

die chinesische Vereinigung (die Mon­

golei wird von der Regierung Taipei 

immer noch als ein Bestandteil der 

Republik China betrachtet); die rheto­

risch pedantische und umschreibende 

Formulierung zielt darauf, Anschuldi­

gungen, die Regierung betreibe Sepa­

ratismus, zu vermeiden. Am 14.No- 

vember beschloß die Partei weiter, ei­

ne Kommission mit dem ebenfalls ei­

genartig verschwommenen Namen 

"Taiwan Zhuquan-duli-yundong Wei- 

yuanhui" (wörtlich: Kommission der 

Bewegung für die Souveränitätsimab­

hängigkeit Taiwans) zu gründen.26

Nach einem Bericht der informierten 

Hongkonger Zeitschrift Zhengming hat 

Yang Shangkun, Staatspräsident der 

VR China und zuständig für Taiwan in 

der KPCh, am 8.Oktober 1990, also am 

dem genannten MJD-Beschluß über

die de-facto-Souveränität Taiwans fol­

genden Tag, eine Sonderkonferenz al­

ler für die Angelegenheiten Taiwans 

zuständigen Behörden in Beijing ein­

berufen. Yang bezeichnete die Bewe­

gung für die Unabhängigkeit Taiwans 

als eine Provokation gegen das 1,2 Mil­

liarden Menschen zählende chinesische 

Volk. Wie Yang waren Deng Xiaoping, 

Chen Yun, Li Xiannian and andere 

Senior-Politiker Beijings der Auffas­

sung, daß Li Denghuis Politik für die 

chinesische Vereinigung nur ein Täu­

schungsmanöver sei. Heimlich unter­

stütze die GMD die taiwanesische Un­

abhängigkeitsbewegung der MJD und 

betreibe auch Subversion auf dem chi­

nesischen Festland. Doch die jüngeren 

Regierungspolitiker wie Ministerpräsi­

dent Li Peng und sein Vize Yao Yilin 

legen - laut Zhengming - großen Wert 

auf Wirtschaftsverbindungen mit Tai- 

77
wan/'

Bei einem Gespräch am 19.Mai 1990 

mit dem ehemaligen hohen GMD-Po- 

litiker aus Taiwan, Deng Wenyi (86), 

sagte Deng Xiaoping: "Das (chinesi­

sche) Festland und Taiwan gehören zu 

einer Familie. Man soll keinen Krieg 

mehr machen; Krieg ist für beide Sei­

ten nicht gut." "In der kommenden Zeit 

müssen sich das Festland und Taiwan 

vereinigen, vielleicht in zwei oder drei 

Jahren, aber spätestens dann muß die 

Vereinigung realisiert sein."28 Ande­

rerseits soll Deng Xiaoping einem an­

deren Bericht der Zhengming zufolge 

in einem internen Gespräch mit den 

Mitgliedern des Ständigen Ausschusses 

des ZK der KPCh und anderen Senior- 

Politikern wie Yang Shangkun, Wang 

Zhen u.a. nach seinem Rücktritt vom 

Amt des Vorsitzenden des Nationalen 

Militärkomitees gesagt haben, daß die 

Taiwan-Frage ein Herzenskummer von 

ihm sei. "Ich wiederhole jenes Wort: 

Soweit die Frage nicht gelöst ist, kann 

ich nicht einschlafen. Ich schäme mich, 

Marx zu sehen! Genosse Yang Shang­

kun erzählte, er sei wegen dieser Frage 

auch häufig schlaflos. Wir haben le­

benslang Krieg geführt. Ich glaube 

nicht, daß wir diese harte Nuß (Tai­

wan) nicht knacken können!"29

Beijing hat die Möglichkeit einer Waf­

fenanwendung gegen Taiwan bei fol­

genden Anlässen als Möglichkeit ge­

nannt, nämlich bei einer Unabhängig- 

keitserklärung von Taiwan, bei auslän­

discher Einmischung in Taiwan und 

bei der Ablehnung von Verhandlungen 

für die chinesische Vereinigung durch 

Taiwan. In der Taiwan-Straße herrscht 

zur Zeit also nur ein "kalter Frieden".
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